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Resolution

der Mitgliedsländer der arge alp

zur Europäischen Verkehrspolitik

· Angesichts der noch offenen Diskussion um eine nachhaltige europäische Verkehrspolitik, insbesondere um eine entsprechende neue Wegekostenrichtlinie und 

· angesichts der außergewöhnlichen Verkehrszunahmen beim alpenquerenden Lkw-Verkehr im 1. Quartal 2004, z.B. am Brenner im März und April 2004 jeweils mehr als 20 % Zunahme gegenüber den Vergleichsmonaten 2003 

· rufen die Regierungschefs der ARGE ALP in Erinnerung und bekräftigen ihre am 27. Juni 2003 in Innsbruck beschlossene Gemeinsame Erklärung zur Nachhaltigkeit in der europäischen Verkehrspolitik und 

· fordern zum Schutz der Gesundheit der betroffenen Bevölkerung die volle Berücksichtigung dieser Resolution bei der ehest möglichen Beschlussfassung der neuen Wegekostenrichtlinie. 

· Die Regierungschefs der ARGE ALP weisen hin auf die Entschließung und Empfehlung des Kongresses der Gemeinden und Regionen des Europarates vom 26. Mai 2004 zu den Problemen des grenzüberschreitenden Durchgangverkehrs sowie auf die Stellungnahme des Ausschusses der Regionen der Europäischen Union vom 11. Februar 2004 zur Änderung der Wegekostenrichtlinie. In diesen beiden Grundsatzdokumenten ist es gelungen, den alpenquerenden Güterverkehr zu einer zentralen europäischen Frage zu erheben und konkrete Lösungsansätze aufzuzeigen. Die Mitgliedsländer der ARGE ALP ersuchen ihre nationalen Regierungen dafür Sorge zu tragen, dass diese Beschlüsse sowohl in den Gremien der Europäischen Union als auch des Europarates weiter verfolgt und umgesetzt werden. 

· Die Regierungschefs sprechen sich in diesem Zusammenhang dafür aus, dass der Alpenraum im Umfang des räumlichen Geltungsbereiches der Alpenkonvention mit allen notwendigen rechtlichen Konsequenzen als sensibles Gebiet anerkannt wird.

· Die Regierungschefs fordern ferner die europäischen Institutionen und die Nationalstaaten auf, die rechtlichen Rahmenbedingungen für eine massive Verlagerung des Güterverkehrs von der Straße auf die Schiene zu schaffen, sobald die neuen leistungsfähigen Infrastrukturen fertig gestellt sind.

· Die Regierungschefs drücken ihre Zufriedenheit und Anerkennung aus über den am 30.04.2004 zwischen Österreich und Italien abgeschlossenen Staatsvertrag über die Realisierung des Brenner-Basistunnel (BBT) bis 2015 und die in die Wege geleitete Gründung der europäischen BBT Gesellschaft. Sie sind zuversichtlich, dass die EU dieses Jahrhundert-Projekt maßgeblich unterstützt und fördert. Sie weisen schließlich darauf hin, dass die Zulaufstrecken – München bis Eingang Brenner Basistunnel Tirol und Verona bis Eingang Brenner Basistunnel Franzensfeste – integrierte Bestandteile des Gesamtprojekts sind. 

· Die Regierungschefs fordern, dass die Verwirklichung der Infrastrukturen entlang des Brennerkorridors mit voller und unmittelbarer Einbeziehung der betroffenen Länder und Regionen, insbesondere des Landes Tirol und der Autonomen Provinzen Trient und Südtirol, zusammen mit den Nationalstaaten und den EU-Organen erfolgt, auch in Anwendung des dreiseitigen Vertrags.

·  Die Regierungschefs betonen, dass bis zum Bau des Brennerbasistunnels und der Zulaufstrecken konkrete Vorleistungen zur Verlagerung des Verkehrs von der Straße auf die Schiene gesetzt werden, etwa durch die Errichtung der privaten Eisenbahngesellschaft (RTC) zwischen Bayern, Tirol, Südtirol, Trentino und Verona, auf deren Linie wöchentlich 120 Züge Waren transportieren. Um die Lebensqualität der Bevölkerung zu verbessern, haben sich die Regionen auch um die Errichtung von Lärmschutzmaßnahmen an der bereits bestehenden Linie bemüht.

· Die Regierungschefs anerkennen die großen finanziellen Anstrengungen der Schweiz für die zeitgerechte Realisierung der neuen Alpentransit-Basistunnel am Lötschberg und Gotthard/Ceneri. Sie zeigen sich befriedigt über den starken politischen Willen der Schweiz, den alpenquerenden Güterverkehr auf die Schiene zu verlagern und die laufenden Bauarbeiten an den Basistunnels termingenau bis 2007 bzw. 2015 abzuschließen.

· Die Regierungschefs nehmen mit großer Befriedigung von den Beschlüsse der Schweizer Regierung vom 26. Mai 2004 und vom Verkehrsausschuss des deutschen Bundestages von Anfang Mai 2004 Kenntnis, die NEAT-Zulaufstrecken München-Zürich und Stuttgart-Zürich bis 2008/10 bzw. spätestens 2015 bedarfsgerecht auszubauen.

